
Protestrücknahmen
In § 276 Abs. 2 StPO ist ausdrücklich bestimmt, daß 

ein vom Staatsanwalt eingelegtes Rechtsmittel auch die 
Wirkung haben kann, daß die angefochtene Entschei­
dung zugunsten des Beschuldigten abgeändert oder auf­
gehoben werden kann. Dies bezieht sich auf die Fälle, 
in denen der Staatsanwalt mit dem Rechtsmittel eine 
für den Beschuldigten ungünstige Entscheidung erstrebt, 
das Rechtsmittelgericht die Sache aber anders als der 
Staatsanwalt beurteilt. Natürlich bleibt es dem Staats­
anwalt unbenommen, den Protest gern. § 285 StPO bis 
zum Schluß der Beweisaufnahme zweiter Instanz zu­
rückzunehmen, wenn er die Überzeugung gewonnen 
hat, daß er keinen Erfolg hat. Außerordentlich bedenk­
lich ist es jedoch, wenn der ursprünglich zuungunsten 
des Angeklagten eingelegte Protest erkennbar deshalb 
zurückgenommen wird, weil das bisherige Ergebnis der 
Hauptverhandlung darauf hinzudeuten scheint, daß das 
erstinstanzliche Urteil voraussichtlich zugunsten des 
Angeklagten abgeändert oder aufgehoben werden wird. 
Ein Staatsanwalt, der in dieser Weise auf eine an­
scheinend von seiner Meinung abweichende Ansicht des 
Gerichts reagiert, trägt nicht dazu bei, daß die Be­
völkerung in ihm den Hüter und Wahrer der Gesetzlich­
keit erkennt, vielmehr wird er den Eindruck erwecken, 
als liege ihm nur an der Durchsetzung seiner eigenen 
Ansicht.

Noch viel weniger Verständnis wird aber folgender 
Fall finden können. Vom Obersten Gericht mußte das 
Urteil eines Bezirksgerichts kassiert werden, mit dem 
auf Protest des Kreisstaatsanwalts das Urteil eines 
Kreisgerichts aufgehoben und das Kreisgericht ange­
wiesen worden war, die Angeklagten im künftigen Ver­
fahren zu höheren Strafen zu verurteilen. Die Kassation 
erfolgte, bevor das Kreisgericht erneut entschieden 
hatte. Im Kassationsurteil wurde ausgeführt, daß nicht 
nur die Weisung, auf höhere Strafen zu erkennen, un­
berechtigt war, sondern bereits die in erster Instanz 
erkannten Strafen „gröblich unrichtig“ waren. Dem 
Bezirksgericht wurde die Weisung erteilt, über den 
Protest erneut zu verhandeln und auf den zuungunsten 
der Angeklagten eingelegten Protest in Konsequenz des 
§ 276 Abs. 2 StPO zu ihren Gunsten zu entscheiden. 
Warum die in erster Instanz erkannten Strafen als 
gröblich unrichtig angesehen wurden, war ausführlich 
dargelegt.

Bevor nun das Bezirksgericht der im Kassationsurteil 
erteilten Weisung des Obersten Gerichts nachkommen 
konnte, nahm der Staatsanwalt des Bezirks den Protest 
lediglich mit der Begründung zurück, „bei Betrachtung 
der Sadie vom heutigen Standpunkt aus“ bestehe an 
der Durchführung des Protestes „kein Interesse“ mehr. 
Eine derartige Stellungnahme des Staatsanwalts des 
Bezirks ist nicht vertretbar. Hier war den Angeklagten 
vom höchsten Gericht der Deutschen Demokratischen 
Republik bestätigt, daß die gegen sie erkannten Strafen 
gröblich unrichtig waren, sie hatten also ein erhebliches 
Interesse an der Durchführung des Rechtsmittelver­
fahrens. Aus der Protestrücknahme müssen sie den 
Schluß ziehen, daß der Staatsanwalt den Erlaß eines im 
Strafausspruch richtigen Urteils verhindern wollte, weil 
er kein Interesse daran hat. Es blieb nichts anderes 
übrig, als Kassationsantrag gegen das infolge der Protest­
rücknahme rechtskräftig gewordene Urteil des Kreis­
gerichts zu stellen. Es ist zu hoffen, daß dieser Fall ein 
Einzelfall bleibt.

Dr. HEINRICH LÖWENTHAL,, 
Oberrichter am Obersten Gericht der DDR

Teilnahmepflicht des Staatsanwalts 
im Rechtsmittelverfahren

Bereits vor einem Jahr stellte eine Inspektionsbri­
gade der Obersten Staatsanwaltschaft fest, daß die 
Staatsanwaltschaft im Bezirk Potsdam in einer großen 
Anzahl von Fällen auf die Teilnahme an Protest- und 
Berufungsverhandlungen verzichtet. Die gleichen Fest­
stellungen wurden jetzt anläßlich einer Inspektion 
beim Staatsanwalt des Bezirks Dresden getroffen. Die 
Praxis von Potsdam und Dresden steht im Widerspruch 
zur Arbeitsweise anderer Bezirksstaatsanwaltschaften. 
Deshalb ist es notwendig zu klären, ob ein solcher Teil­
nahmeverzicht richtig ist.

Die Vorschriften für das Verfahren zweiter Instanz 
regeln den Teilnahmeverzicht <jes Staatsanwalts im Ge­
gensatz zu den Vorschriften für das erstinstanzliche 
Verfahren (§ 189 Abs. 3 StPO) nicht. § 295 StPO legt 
jedoch fest, daß Verfahrensfragen, welche nicht beson­
ders für die zweite Instanz geregelt sind, durch ent­
sprechende Anwendung der Vorschriften über das ge­
richtliche Verfahren erster Instanz gelöst werden 
müssen. Deshalb ist es dem Staatsanwalt möglich, auf 
die Teilnahme an der Hauptverhandlung zweiter In­
stanz zu verzichten, und insoweit stellt die Praxis von 
Potsdam und Dresden keine Ungesetzlichkeit dar. Eine 
andere Frage aber ist es, ob ein solcher Teilnahmever­
zicht in der derzeitigen Situation verantwortet werden 
kann.

Es ist notwendig, in der Strafjustiz schnellstens zu 
neuen, der jetzigen ökonomischen und politischen Si­
tuation entsprechenden Maßstäben zu kommen. Die 
Staatsanwälte als Hüter der demokratischen Gesetz­
lichkeit haben hierbei wichtige Aufgaben zu erfüllen.

Bei einer Hauptverhandlung in Verfahren zweiter In­
stanz muß immer davon ausgegangen werden, daß ein 
Urteil erster Instanz i. S. von § 280 StPO fehlerhaft 
sein kann. Deshalb besteht bei Rechtsmittelverhand­
lungen immer die Möglichkeit, daß die Interessen eines 
verurteilten Bürgers oder die Interessen unserer Ge­
sellschaft durch ein Urteil erster Instanz verletzt 
wurden.

Der Staatsanwalt muß alle Möglichkeiten ausschöp­
fen, um zur Überwindung evtl, gemachter Fehler bei­
zutragen. Dies gilt ganz besonders für die vom Staats­
anwalt eingelegten Proteste. Die Protesbegründung 
kann niemals die mündliche Überzeugung des Staats­
anwalts gegenüber dem Rechtmittelsenat in der Haupt­
verhandlung ersetzen.

Die Teilnahme an der Hauptverhandlung zweiter In­
stanz und die Überzeugungsarbeit des Staatsanwalts 
gegenüber dem Rech'tsmittelsenat durch mündliche 
Ausführungen und Anträge ist daher ein wichtiges Mit­
tel zur Durchsetzung der neuen Maßstäbe in der Straf- 
politik.Ieh halte aus diesem Grunde einen Verzicht auf 
die Teilnahme in Rechtsmittelverfahren im Interesse 
der weiteren Festigung der Gesetzlichkeit für falsch. 
Dabei lasse ich die Frage offen, ob die derzeitige ge­
setzliche Regelung beibehalten werden kann oder zu 
erwägen ist, ob die Bestimmung über den Teilnahme­
verzicht bei Verfahren erster Instanz nicht ebenfalls 
aufgehoben werden muß.

HANS KRÜGER,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Zur Auslegung des § 10 Buchst, b JSchVO
W e b e r  wendet sich in NJ 1956 S. 634 mit Recht 

gegen die Auffassung, daß unter den Begriff „Kinder“ 
in § 10 Buchst, b JSchVO Jugendliche von 14 bis 
18 Jahren fallen sollen. Die eindeutige Abgrenzung in 
§ 2 Abs. 2 JSchVO verbietet eine derartige Erweite­
rung. Falsch ist aber seine Schlußfolgerung, daß die 
Duldung oder Förderung des Besitzes von Schund- und 
Schmutzerzeugnissen bei Jugendlichen durch Erzie­
hungspflichtige niemals ein Verbrechen ist und in 
einem solchen Fall ein Freispruch erfolgen muß. Eine 
derartige Auffassung läßt strafrechtliche Zusammen­
hänge außer Betracht.

Nach § 10 Buchst, a JSchVO macht sich strafbar, wer 
Schund- und Schmutzerzeugnisse in der DDR herstellt, 
verbreitet oder in dieses Gebiet einführt. Damit richtet 
sich diese Strafbestimmung wie viele andere auch 
gegen Jugendliche; gerade bei ihnen ist die Gefahr der 
Einfuhr — etwa aus Westberlin —, insbesondere aber 
die Gefahr der Verbreitung und damit der Verseu­
chung anderer Jugendlicher und Kinder durch Tausch, 
Ausleihen usw. sehr groß. Neben der in erster Linie 
zu prüfenden strafrechtlichen Verantwortlichkeit der 
Jugendlichen selbst ist aber auch bei jeder Verfehlung 
Jugendlicher gern. § 7 JGG die Verantwortlichkeit der 
Erziehungspflichtigen zu prüfen, d. h. festzustellen, ob 
sie sich einer schweren Verletzung ihrer Pflicht zur 
Beaufsichtigung des Jugendlichen schuldig gemacht 
haben. Ist diese Pflichtverletzung im Hinblick auf die 
Einfuhr oder Verbreitung von Schund- und Schmutz­
erzeugnissen durch einen Jugendlichen gegeben, so hat 
sich der Erziehungspflichtige strafbar gemacht. Da ein 
isolierter Besitz ohne Einfuhr oder Verbreitung gerade
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